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Kläger und Revisionsbeklagter°

Der 4‚ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28" Februar 4967 hin

durch“ ‘ ' '

Senätspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender -,
Bundesrichter Dr„ E c k e r und
Bundesrichter M ü l l e r ,
Bundessozialrichter Dr„ H a t e s a u l und

Bundessozialrichter B r i n k m a n n

für Recht erkannt;

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—West—

falen vom 14„ August 1964 und das Urteil des Sozial—

gerichts Münster vom 6„ August 4965 werden aufgeho—

ben°

Die Klage wird abgewiesen}
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_Der
Rechtsstreit

wird darüber „thbrt‚ ob der Kläger die Warte—

_
zeit für eine Ver51chertenrente erfül1t hat, insbesondere, ob

1die Zeit des von ihm nacH dem zweiten We1tkrieg in der polni—‘ „f

’schen Armee geleisteten Grundwehrd1enstes angerechnet werden '

-kanno- -‚ ’
c -—‘ \ . ;. .. «:.‚:*-.—;. „„-

"Der
Kläger, -der sich se1t dem Jahre 1958 in

der Bündesrepu 011k'

__
Deutschland aufhält, ist Vertriebener im Sinne des Bundesvertrie—

1jibenéngesetzes (BVFG)° In der Zeit vom 26° Februar 1959 bis 14° Je
( fnuar 1960 entrichtete er im Bundesgebiet 12 Monatsbeiträge Zur

E'Arbeiterrentenversicherunggw Anschiießend war er nur noch gele—
Vgentlich und mit erheblichen Untersrechungen als Arbeiter tätig:

Er kann wegen Schizophrenie keine Arbeiten von Wert mehr agr—
richten. '

Sein im März 1960 gestellter Antrag auf Gewährung von Erwerbsunw

fähigkeitsrente wurde abgelehnt (Bescheid vom 19. 0ktbber 5961).

v:eil er die Wartezeit von 60 Monaten nicht erfüllt habe.a.iür'die

von ihm in Schlesien ausgeübte Beschäftigung während der Zeit

von Mai 1952 bis Juni 1954 und-von Dezember 1957 bis Juli 958

rechnete die Beklagte ihm 54 Beitragsmonate an, so daß sich 111“

gesamt eine anrechnungsfähige.versicherungezéit von 46 Monaten

ergab„Der in der Zeit von NoVehbér.1954 bis Januar 1957 in der
polnischen Armee geleistete Grundwehrdienst ist nach Auffassung

_
der Beklagten nicht anrechnungs1ah1g. '

Auf die Klage
hin hat das _303ialgericht (SG) die Beklagte

'er—
”urteilt, dem Kläger Rente wegen Erwerosun-anigkeit von Mä1„

’1960 an zu zahlen, Die .3erufung. der Beklagten hat te keine: Er-

’folg. Das Landessozialgericht (LSG) hat in seinem Urteil va aus»
**geführt, daß die Zeit des Wehrdienstes isn Eblen dem Kläger nach

5 16 des Fremdrentengesetzes (EEG) angerechnet verden müs s‚ec Bei

:der Ableistung des Pflichtvéhrdienstes handele es sich um eine

"Beschäftigung" im Sinne dieser Vorscnr11t° Beschäftigung 3e1

nämlich jede Tätigkeit in persönlicher
und wirtschaftlicher Ao—

han515ke1t° Eine solche liege auch wanrend des hehrdienstes vor
_—‚_‚4..
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Damit habe der Kläger die nach 5 4247 Abs, 5 der Reichsverl:
feicherungsordnung.(RVO) erforderliche Wartezeit-erfüllta Er

■jseifauch erwerbsunfähiga '

ÄDie Beklagte hat
—

d1e vom
LSG zugelassene

- Revision eingelegt.

Sie rügt eine unrichtige Anwendung des 5 16 FRG_ Die Zeit
_des von dem Kläger in-der polnischen Armee geleisteten Wehreie

.diensteS sei zu Unrecht auf die Wartezeit angerechnet worden

3Die Ablei8tung des “ährdienstes sei nicht als Beschäftigung
7im S_inne des 5 16 FRG anzuseheno

Die Beklagte stellt den Antrag,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die
Klage ab2uweisen‚ '

Der Kläger ist im Verfahren vor dem Eundessozialgericht

nicht vertreten,

.Die'ReVis10n ist zulässig und begründet. Dem Kläger steht'

kein Anspruch auf Er■erb$unfähigkeitsrente (@ 1247 RVG) zu,

Das LSG ist zu Recht davon ausgegangen, daß der Kläger unter
den Personenkreis des 5 1 Buchst° a FRG fällt, Aus diesem

Grunde muß ihm auf die Wartezeit — neben den Zeiten, in

welchen er Beiträge zur Rentenversicherung in der Bundesre—
publik geleistet hat - nach_5 15 FRG auch die in Schlesien
zurückgelegte Beitragszeit von 54 Monaten angerechnet wer—
den, zusammen 46 Monate Die Wartezeit beträgt jedoch 60 Mo—

nate (5 1247 Abs, 5 EVO) Die Entscheidung ist daher davon
abhängig, ob der ZeitsPanne, in welcher der Kläger in der

polnischen Armee seinen Grundwehrdienst abgeleistet hat,
in diesem Zusammenhang' Bedeutung zukommt„ Das LSG hat
dies im Hinblick auf 5 16 FRG‚bejaht. Nach_dieser Vorschrift

steht eine naeh vollendetem 16‚'Lebensjahr nach dem8. Mai
1945 in den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen
Cstgebieten verhichtete Beschäftigung einer rentenversi—
cherungspflichtigen'Beschäftigung im Geltungsbereich des

FRG, für die Beiträge entrichtet sind, grund3ätzlioh gleich‚
Eine Anrechnung kann also hiernach in Betracht kommen, wenn
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der Wehrdienst in der polnischen Armee als Beschäftigung zu

werten iSto Dies ist jedoch nicht der Fallo„ '

Schon der Sprachgebrauch läßt es
als-bedenklich erscheinen,

die Erfüllung der Wehrpflicht als Beschäftigung zu bezeich—

nen. Mit diesem Wort verbindet sich, sobald es auf den Men?

schen im Wirtschaftsleben be20gen Wird, die Vorstellung des
Gelderwerbs} und zwar vornehmlich'zur Unterhaltssicherunggk

Der Einsatz der Person, der dagegen für den Soldaten bezeich—

nend ist und dem im Rahmen des Pflichtwehrdienstverhältnisses

eine wesentlich größere Bedeutung zukommt als gemeinhin bei.
Arbeitäleistungen; deutet darauf hin, daß es sich bei den "
Be2iehungén zwi3chen Wehrnilichtigem und Staat um ein ver—
hälthié eigener Art, jedenfalls nicht u3 e-n Aroe1tsvecnalt—

nis handelte? f

In 5 16 BBG ist auf einen Begriff abgestellt, der im Scsial—
;versicherungsrecht seit langem bekannt ist und zu seinen

Grundbegriffen gehört° Für die Sozialversiclerung ist die
Verrichtung abhängiger Arbeit rechtlich von ausschlaggebender

Bedeutung‘ In zahlreichen Bestimmungen wird die —
abhärgige

—
Beschäftigung — etwa im Gegensatz zur selbständigen Tätigkeit

— genannt. Auch 5 16 FRG will unter "Beschäftigung” das ver—

standen wissen, was im übrigen für das Gebiet der Sozialver—

sicherung gilt, Dafür spricht, daß 5 16 FRG im Zusammenhang

mit der Verwendung des Begriffs Beschäftigung auf die'an 1

März 1957 geltenden Vorschriften über die Ver510nerung„31130dt‚

also auf € 1227 RVG, Bezug nimmt; Diese Vorschrift geb13ucht
den Begriff "besChäftigen" herkömmlicherweise in gedankli—

cher Verbindung mit einem Arbeitsverhältnis, jedenfalls nicht

mit der Leistung von Pflichtwehrdienst (vgl‘, Nr, 1 und 6 des
Abs° 1); sie hebt den let2teren deutlich davon ab° Bei der Be-
schäftigung, die nach 5 16 FRG angerechnet werden kann‚ muß '

es sich um eine handeln, die auch nach ä_1227 RVG eine sol—

che darstellt; ' ' _

Dennoch ist es nicht erforderlich, in dem v0rliegenden Falle
festzulegen, was unter einer HBeséhäftigung" im Sinne des So—

..5..
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‘zialversicherühgsrechts

genau zu verstehen ist° Der Senat

ist nicht gehalten; auf .die im Schrifttum enthaltenen Bed
;griffsbestimmungen einzugehen, die nicht in jeder Hinsicht
fubere1nst1mmen. Sicherlich gehört zur Beschäftigung, wie das-

_ LSG meint, die persönliche und wirtschaftliche Abhängigkeit.
_“Der Sénat ist jedoch nicht der Auffassung, daß diese Voraus-
„

feetzungen 31lein bereits ausreichen, um ein Béschäftigungs—

' verhältnis annehmen
zu können. Was auch immer unter einem

_Beschäftiguhgsverhältnis verstanden werden mag,
die Erfül- „Ö.

”lung der_Wehrpflicht gehört nicht dazueFür die Zeit bis
. zum

Inkrafttreten der Rentenversicherungs—Neuregelungsge—

setze kann daran kein Zweifel bestehen, Die Ableistung des
Wehrdienstee war der Sozialversicherung nicht zugeordnete

Eine Beachtung des Wehrdienstes kam_lediglich als Ersatzzeit

in Betracht (S 1265 RVOaF). Für die Folgezeit gilt nichts
anderes‚ Der Gesetzgeber hat in 5 1227 RVOin erster Linie
"Beschäftigte" der Versicherung5pflicht unterworfena Darüber

hinaus hat er in € 4227 Abso 1 Nr, 6 RVGunter bestimmten
Voraussetzungen ausdrücklich als versicherungspflichtig auch

die Personen erfaßt, die eine Wehrdienstleistung im Sinne
des Wehrpflichtgesetzes erbringen° Er hat damit zu erkennen

gegeben, daß es für diesen Personenkreis einer besonderen

Bestimmung bedurfte, weil sie sonst_von der Versicherungs—

pflicht nicht erfaßt worden wären. Hieraus folgt, daß der
Wehrpflichtigé, der Wehrdienst leistet, nicht zu den Be—

schäftigten gehörte

Gegen eine'solche Auslegung spricht auch nicht der Umstand,

daß 5 1229 Abs" 1 Nr, 5 RVOSoldaten auf Zeit und Berufssol-
daten der Bundeswehr für versicherungsfrei erklärte Zwar

.wird daraus, daß der Gesetzgeber es für notwendig gehalten

hat, ausdrücklich die Versicherungsfreiheit zu normieren,

die Schlußfolgerung möglich sein, daß ohne diese Bestimmung

Versicherungspflicht bestehen würde: Dies könnte darauf
hindeuten, daß der Berufssoldat und der Soldat auf Zeit

Beschäftigte im Sinne des Sozialversicherungsrechts sind°

Aber auch wenn man dieser Auffassung folgt — die übrigens

-6-
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nicht zwingend ist, denn beispielsweise sind auch im Rahmen

des 5 1252RVOBerufssoldatenundSoldatenauf Zeit hinsichti
’1j lich der Nachversicherung ausdrücklich neben den Beschäftigtén_

_
genannt —, _so ändert sich daran nichts für den wehrdienst—

„
;j pflichtigen. Dieser_ kann im Rahmen der Sozialversioherung

”?‘dem Berufssoldat_en und dem Soldaten auf Zeit nicht gleichge—
'

Ü'setzt werden‚ Das Dienstverhältnis des Berufssoldaten und des_

‘ Soldaten auf_Zeit unterscheidet.sich wesentlich von der Stel+

lung des Wehrdiei_13tpflichtigen° Der Berufssoldat, wie sich

” schon_ aus dieser Beze1chnung ergibt, übt einen Beruf aus, des—
51 seh Grundlage e1■_ freiwillig abgeschlossenes Rechtsverhältnis

lbildeto Entsprechendes gilt für den Soldaten auf Ze1t, desse_n

Dienst,_Wenn auch nur für eine abgegrenzte Zeitspanne, eben—

falls als Ausübung eines Berufes_angesehen werden kann, Hieraus
folgt, daß die in 5 16 FRG enthaltene Regelung, wonach Vor—

schriften über die Beschränkung der Versicherungspflicht we—
gen.der Eigenschaft als Beamter oder Soldat nicht anzuwenden

sind, in dem vorliegenden Falle ohne Bedeutung ist, Diese be-

stimmung stellt auf 5 4229 Abs° 1 Nr„ 5 BVG ab, bezieht sich

also auf Be_rufssoldaten und Soldaten auf ZGito

An dem Ergebnis, das der erkennende Senat gewonnen hat, dei?

nämlich die Ableistung des Pr lichtwehrdienstes nicht als Ee-

schäftigung gelten kann, vermag auch das dem FRG inne;ohnende

Eingliederungsprinzip nichts zu ändernc Der Senat hat_nicht

verkannt, daß der Sinn des EEG darin liegt, die Vertriebenen

nach Möglichkeit den im Bundesgebiet Versicherten gleichzu—

stellen, Diese Aufgabe hat insbesondere 5 16 FRG zu erfüllen°

Der Gesetzgeber hat aber durch den von ihm gewählten Wortlaut

zu erkennen gegeben, daß die Eingliederung, für den in Betracht
kommenden Personenkreis zwar umfassend sein soll,.daß aber
keineswegs allen Vertriebenen die Vorteile des 5 46 FRG zugute

_
kommen sollen° Entgegen der in 5 1227 RVG getroffenen Regelung

hat er in 5’46 FRG nur die Beschäftigten genannt und damit

sicherlich schon diejenigen Personen, die bei selbständiger

Tätigkeit nach dem im Bundesgebiet geltenden Recht VGTSiCLBIUP53

pflichtigt gewesen wären, ausgenommen; Es besteht kein_Anlaß

...‘7...
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?

anzunehmen, er habe auch die Ableistung des ETlichtwehrdien—

stes mit in % 16 FRG erfassen wollen.

IDa sonstige Redhtsgründlagen; aus
denen sich die Erfüllung“ff?

der Wartezeit ergeben könnte, nicht gegeben sind, muß die
IJKlage abgewiesen werden (€ 170 Abs; 2 Satz 1 des Soziälge-{“.T'

richtsgesetzes -SGG—)

2Die Ko$tenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.'I
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